
2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag UE-04

Antrag UE-04

Region Mittelrhein

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Mit dem Ausstieg einen Einstieg verbinden! Doppelte Geschwindigkeit für gute Arbeit und Energiesicherheit! Mit einem

beschleunigten Strukturwandel das Rheinische Revier zur Modellregion der Transformation machen!
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Die SPD und insbesondere die Mandatsträgerinnen und

Mandatsträger im Europäischen Parlament, im Deut-

schen Bundestag, im Landtag NRW sowie die SPD-

Mitglieder der Bundesregierung werden aufgefordert:

 

 

1. Den Fokus beimStrukturwandel auf die Schaffung

mitbestimmter und tarifgebundener Arbeitsplät-

ze in den Anrainerkommunen zu legen.

2. Die Landesregierung NRW weiter aufzufordern,

einen Zeit-Maßnahmen-Plan vorzulegen, der ei-

ne zeitliche Übersicht der wegfallenden Arbeits-

stellen und dafür neu zu schaffenden Arbeitsplät-

ze anhand konkreter Maßnahmen spezifiziert. Bei

der Bewertung der Maßnahmen ist neben der Ta-

rifbindung und Mitbestimmung auch die Netto-

lohnentwicklung pro Kopf im Revier zu betrach-

ten.

3. Sich dafür einzusetzen, gezielte Programme zur

Qualifizierung und Umschulungsmaßnahmen für

die Beschäftigten der Braunkohlewirtschaft in Ko-

operation mit Gewerkschaften und den bergbau-

treibenden, zuliefernden und energieintensiven

Unternehmen sowie derenZulieferern anzubieten

und aktiv auszubauen.

4. Sich für die Formulierung einer eigenständigen

investiven Förderrichtlinie des Bundes (Transfor-

mationsrichtlinie) einzusetzen: Viele der bisher

mit einem Förderbescheid versehenen Projekte

im Rheinischen Revier haben nichts mit einer ge-

lingenden Transformation, dem Aufbau von neu-

en nachhaltigen Wertschöpfungsketten und der

Schaffung von neuen tariflich abgesicherten In-

dustriearbeitsplätzen zu tun. Es ist ein grundsätz-

liches Problem, dass die bestehenden Förderricht-

linien nicht zur Unterstützung von Transformati-

onsprozessengeeignet sind.Dadurchkommtes zu

einer großen Fehlsteuerung der Fördermittel.

5. Sich dafür einzusetzen, für den Strukturwandel

notwendige Infrastrukturmaßnahmen, wie die

Schienenvorhaben nach dem Investitionsgesetz

Kohleregionen, schneller umzusetzen!

6. Sich dafür einzusetzen, einen Plan für den zuver-

lässigen Erhalt und Transformation der energie-

intensiven Industrie im Revier und darüber hin-

aus zuentwickelnundzudiesemZwecke regulato-
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risch positive Rahmenbedingungen für den Neu-

bau von Energieinfrastruktur (z. B. Gaskraftwer-

ke, Wasserstoffnetze) und für die perspektivische

Umnutzung fossiler Energieinfrastruktur und de-

ren Flächen (Braunkohletagebaue, Erdgasleitun-

gen, Kohle- und Gaskraftwerke) zu schaffen.

7. Sich dafür einzusetzen, den Ausbau der Erneuer-

baren Energien in der Region durch zusätzliche

Investitionen und Anstrengungen zur Planungs-

vereinfachung voranzubringen und bürgerschaft-

liche, genossenschaftliche und kommunale Betei-

ligungen am Ausbau Erneuerbarer Energien zu

vereinfachen, zu forcieren und Rahmenbedingun-

gen hierfür zu schaffen. Der Ausbau der Erneu-

erbaren Energien bietet auch die Chance, die En-

ergieversorgung zu rekommunalisieren und Kom-

munen und Bürgerinnen und Bürger aktiv an der

Energiewende zu beteiligen.

8. Sich dafür einzusetzen, einen Investitionsfonds

zur langfristigen Gestaltung der Tagebauränder

aufzulegen und eine klare Lösung für die in den

Kommunen anfallenden Ewigkeitslasten im Zu-

sammenhangmit demBraunkohletagebau, Kraft-

werksstandorten und Tagebaurestseen zu finden

und dabei auch die bergbautreibenden Unterneh-

men in die Pflicht zu nehmen, ihre Verantwortung

gegenüber der Ewigkeitslasten und der langfristi-

gen Gestaltung der Flächen zu übernehmen.

9. Sich dafür einzusetzen, ein umfassendes Revier-

wassersystem / -Konzept zu entwickeln. Ein zu-

künftiges Revier-Wassersystem muss über meh-

rere Jahrzehnte erst wieder neu hergestellt wer-

den. Dazu gehört auch die sichere und zuverläs-

sige Befüllung bestehender sowie neuer Tagebau-

restseen – etwa durch die Rheinwassertransport-

leitung – und die Folgenabschätzung von Eingrif-

fen indenWasserhaushalt auf benachbarte Regio-

nen. Der kommende Grundwasserwiederanstieg

muss zudem von Hochwasserschutzmaßnahmen

begleitet werden. Eine sichere Trinkwasserversor-

gung ist genehmigungsrechtlich zu unterstützen

und auch durch technische und finanzielle Einbin-

dung derWasserversorgungsunternehmen zu ga-

rantieren.

10. Die Landesregierung NRW aufzufordern, die

im Verantwortungsbereich der Landesregie-

rung NRW liegenden Förderprogramme und

Förderprojekte deutlich stärker zu forcieren und

transparenter sowie einfacher zu gestalten. Der

bislang auch im Vergleich zu anderen Revieren

mangelhafte Abfluss an Fördermitteln zeigt sehr

deutlich, dass der Strukturwandel im Rheinischen

Revier in den vergangenen Jahren eine zu geringe

2



2023/I Ordentlicher Landesparteitag am 26. August 2023 Antrag UE-04

100
101
102
103
104
105
106
107
108
109
110
111
112
113
114
115
116
117
118
119
120
121
122
123
124
125
126
127
128
129
130
131
132
133
134
135
136
137
138
139
140
141
142
143
144
145
146
147
148
149
150
151
152

Priorität erfahren hat.

11. Sich für eine eindeutige Verantwortungsstruktur

– z.B. eines Strukturwandelbeauftragten – inner-

halb der Landesregierung NRW einzusetzen, wel-

che nicht nur als Ansprechstelle für die Kommu-

nen fungiert, sondern auch Entscheidungskom-

petenzen besitzt, um die Strukturwandelprojek-

te gemeinsammit den Kommunen, Gewerkschaf-

ten, Beschäftigten und Unternehmen in die Um-

setzung zu bringen.

12. Sich dafür einzusetzen, dass das Rheinische Re-

vier erneuerbare Energien und zukunftsweisen-

de Technologien entwickelt und zukunftsweisend

für eine grüne Industrie steht. In diesem Rahmen

ist Technologieoffenheit wichtig. Die SPD bekennt

sich klar zum IndustriestandortNordrheinWestfa-

len. NRW ist Industriestandort Nr.1 in Europa und

muss das im internationalenWettbewerb bleiben.

13. Sich dafür einzusetzen, dass die Transformation in

NRW vor dem Hintergrund des Endes der Braun-

kohleverstromung insgesamt im Dreiklang sozi-

al gerecht, ökologisch aufwertend, demokratisch

organisiert und ökonomisch sinnvoll umgesetzt

wird.

14. Sich dafür einzusetzen, dass vor dem Hinter-

grund der Beschäftigungsfähigkeit in NRW und

der Schaffungneuer, guter undmitbestimmterAr-

beitsplätze im Rheinischen Revier eine Gesamt-

strategie in Kooperationmit den Gewerkschaften,

der Agentur für Arbeit und den Jobcentern entwi-

ckelt wird.

15. Sich dafür einzusetzen, dass es eine innovative,

zielgerichtete Strategie für dieAnsiedlung vonUn-

ternehmen von Zukunftstechnologien mit breiter

Wertschöpfung in der Region erarbeitet wird.

16.  Sich dafür einzusetzen, dass alle Beschäftigten,

die bei dem ursprünglich vorgesehenen Kohleaus-

stieg bis 2038 APG-berechtigt sind, auch bei ei-

nem vorgezogenen Ausstieg diesen Anspruch be-

halten.

17. Sich dafür einzusetzen, dass kommunaler Grund-

erwerb und Flächenaufbereitung als eigener För-

dergegenstand eingeführt werden und, dass ge-

nügend Flächen zur Ansiedlung neuer Industrien

im Revier zur Verfügung stehen, damit Transfor-

mation gelingen kann. Sollten vor allem bereits

bestehende Industrieflächen transformiert wer-

den, droht mit dem Ausstieg aus der Braunkohle-

verstromung ein Strukturbruch, da die Flächen zu-

nächst für neue Industrien nutzbar gemacht wer-

den müssen.

18. Zu bewirken, dass eine auf die Erfordernis-

se des Rheinischen Reviers zugeschnittene
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Sonderförder- und eine Sonderplanungszone

geschaffen werden, um nach der drastischen

Verkürzung der Restlaufzeit der Braunkohlever-

stromung den Strukturwandel schneller und

erfolgreich zum Gelingen zu bringen. Beides

muss ohne Aufweichungen von oder Eingriffe

in Mitbestimmungsrechte oder das Arbeits- und

Tarifrecht erfolgen.

19. Die Ausweisung von Flächen für Gewerbe- und In-

dustriegebiete in den Kommunen dringend zu be-

schleunigen. Für die Schaffung neuer Arbeitsplät-

ze durch die Ansiedlung neuer Industrieunterneh-

men und klimaneutraler Energieerzeugung muss

die Flächenbereitstellung deutlich beschleunigt

werden. Der Zusatzbedarf der Kommunen an Flä-

chen für Gewerbe- und Industriegebiete muss an-

erkannt werden, Flächenpoollösungen ermöglicht

und thematisch auf eine konsequent zukunfts-

und angebotsorientierte Flächenentwicklung um-

gestellt werden. Die Etablierung von Sonderpla-

nungszonen und Sonderflächen zur Prozessbe-

schleunigung ist deshalb kurzfristig dringend ge-

boten

20. Durch umgehende Konsultationen die Europäi-

sche Kommission dazu zu bringen, unter engen

Vorgaben bessere beihilferechtliche Rahmenbe-

dingungen zu schaffen, damit in einer Sonderför-

derzone eine  direkte Förderung von ansiedlungs-

willigen Unternehmen in Transformationsgebie-

ten zu ermöglichen und die LandesregierungNRW

aufzufordern, eine revierweite aktive Ansiedlung

von Unternehmen zu fördern, die dem Anspruch

folgt, das Rheinische Revier von einer fossilen zu

einer nachhaltigen Energie- und Industrieregion

zu transformieren.

21. Einen Einsatz derMittel für reguläre Aufgaben des

Landes, Bundes und der Kommunen zu unterbin-

den und zu verhindern, sondern sie nur nach ih-

rer Zweckmäßigkeit i.S. eines gelingenden Struk-

turwandels einzusetzen.

22. Bürgerbeteiligungsformate im Revier so auszu-

richten, dass jede*r Revier-Bürger*in unabhängig

vom sozialen, schulischen oder beruflichen Hin-

tergrund daran partizipieren kann.

Begründung

 

Am4.Oktober 2022 verkündeten die zuständigenMinis-

terinnen und Minister aus Bund und Land, Robert Ha-

beck und Mona Neubaur, gemeinsam mit RWE eine ge-

troffene Einigung zum Braunkohleausstieg im Rheini-

schen Revier. Diese sieht insbesondere vor, den Kohle-

ausstieg von 2038 auf 2030 um acht Jahre vorzuziehen.
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Die NRW SPD begrüßt diesen Schritt im Grundsatz aus-

drücklich. Auch Fraktion und Landespartei der SPD hat-

ten sich für den vorgezogenen Kohleausstieg 2030 aus-

gesprochen. Allerdings habenwir diese Entscheidungan

zwei Bedingungen geknüpft. Zum einen muss die Ener-

giesicherheit in NordrheinWestfalen gesichert sein und

zum anderen muss der Strukturwandel dann ebenfalls

beschleunigt werden, um insbesondere die Arbeitsplät-

ze im Revier zu sichern. Doch: Eine Entscheidung wurde

verkündetunddie ruft nurneueFragenhervor, stattAnt-

worten zu geben.

 

Ein frühzeitiger Kohleausstieg setzt zunächst die gesi-

cherte Energieversorgung im Jahr 2030 voraus. Die Be-

dingungen hierfür sind aktuell alles andere als ideal.

Die Energiekrise in Folge der russischen Aggression und

die damit verbundene Gasknappheit, aber auch der sto-

ckende Ausbau der Erneuerbaren Energien werfen Fra-

gen auf. Die Landesregierung hatte 1000Windräder zu-

sätzlich für die laufende Legislaturperiode angekündigt.

Das sind im Durchschnitt 200 Windenergieanlagen im

Jahr. Im Jahr 2022 sind lediglich 98 Windenergieanla-

gen neu ans Netz gegangen. Wenn man die abgeschal-

teten Altanlagen gegenrechnet, erfolgte nur ein Zubau

von 68 neuen Anlagen. Nur zehn Prozent des Strombe-

darfs in NRW wird aktuell über die Windkraft gedeckt.

Es muss endlich der Turbo gezündet werden, damit bis

2030dieKohle ausdemEnergiemix ersetztwerdenkann

und damit vor allem die Energiepreise wieder dauerhaft

bezahlbar werden.

 

Der Ausbau der erneuerbaren Energien hat auch das Po-

tenzial, die Energieversorgung zu rekommunalisieren,

somit den Kommunen eine echte Partizipation an der

Energiewende zu sichern und Haushalte dauerhaft zu

entlassen. Daher soll der Ausbau immer auch mit Be-

teiligungsmöglichkeiten für Bürgergesellschaften, Ener-

giegenossenschaften, oder durch die Städte und Ge-

meinden direkt obligatorisch werden. Hierfür sollen

praktikable Instrumente entwickelt werden.

 

Das Revier ist von der Braunkohlewirtschaft geprägt –

nicht nur angesichts der 14.400 Beschäftigten, die un-

mittelbar im Energiesektor arbeiten, sondern auch an-

gesichts der ganzenWertschöpfung, die regional darauf

aufbaut und mittelbar viele weitere Arbeitsplätze be-

reitstellt. Allein energieintensive Unternehmen im Re-

vier beschäftigten etwa 93.000 Menschen in den drei

IHK-Bezirken Aachen, Köln, mittlerer Niederrhein. Allein

im Bereich der Kreislaufwirtschaft sind etwa 75.000 Be-

schäftigte tätig, was das Rheinische Revier zum heraus-

gehobenen Zukunftsstandort in Deutschland macht. Es

braucht endlich Klarheit für die Beschäftigten und ei-
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ne Planungsperspektive für die vielen Menschen in der

Region. Die Menschen im Rheinischen Revier haben in

den vergangenen Jahren und Jahrzehnten Großes ge-

leistet. Ihre Arbeit in der Energieerzeugung, aber auch

in vielen energieintensiven Unternehmen hat die Wirt-

schaft in ganz Nordrhein-Westfalen stark gemacht und

war durch viele sichere und tarifgebundene Industriear-

beitsplätze abgesichert. In den letzten Jahren ist den Be-

schäftigtenbei RWE immerwieder eineMenge zugemu-

tet worden. Zuletzt durch den Angriffskrieg in der Ukrai-

ne mussten viele Beschäftigte, die sich bereits in den

Ruhestand verabschiedet hatten, wieder zurückkehren,

um die Energieversorgung zu gewährleisten. Gut aus-

gebildete Fachkräfte arbeiten im Rheinischen Revier in

einer Vielzahl von Industriebranchen. Das ist ein gro-

ßer Schatz und Vorteil für die Region. Nicht alle von

ihnen werden sozialverträglich aus dem Job scheiden

können. Daher benötigt es passgenaue Qualifizierungs-

maßnahmen mit einer Arbeitsmarkt-Drehscheibe für

die Jobs der Zukunft.Mit diesenMaßnahmen sowie För-

derinstrumenten zum Aufbau von neuen nachhaltigen

Wertschöpfungsketten und der Schaffung von tariflich

abgesicherten Industriearbeitsplätzenmüssenwir auch

der jüngeren Generation eine Perspektive und Sicher-

heit imWandel bieten.

 

Ein vorzeitiger Ausstieg von acht Jahren macht es drin-

gend erforderlich, dass der Strukturwandel staatlicher-

seits nundoppelt so schnell zumErfolgbegleitetwerden

muss. In den letzten Jahren ist viel zu wenig passiert.

 

Kern der Strukturpolitik ist es, den Wandel von Ener-

giesektor und Wirtschaft nicht einfach den Marktkräf-

ten zu überlassen, sondern die betroffenen Menschen

und Kommunen aktiv im Wandel zu unterstützen. Das

Strukturstärkungsgesetz der Kohleregionen siehtMittel

inHöhe von40Milliarden Euro vor, vondenen 37 Prozent

ins Rheinische Revier fließen sollen. Die Arbeitsplatz-

wirksamkeit der Investitionen ist entscheidend, bislang

jedoch zu wenig beachtet worden. Es muss fortan ei-

ne klare Priorisierung für die Schaffung neuer und si-

cherer Arbeitsplätze geben, noch bevor alle Jobs in der

Braunkohlewirtschaft weggefallen sein werden. Dafür

müssen auch neue Geschäftsfelder angesiedelt werden.

Auch zukünftig wird das Rheinische Revier eine Rolle

in der Energieversorgung spielen – mit Erneuerbaren

Energien. Klimaschutz und sichere Arbeitsplätze dürfen

nicht weiter gegeneinander ausgespielt werden.

 

Mehr als in anderen Braunkohlerevieren bestehen ins-

besondere im Rheinischen Revier Abhängigkeiten der

energieintensiven Produktionsunternehmen in Chemie,

Aluminium, Papier u.a. von wettbewerbsfähiger und
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zuverlässiger Energieversorgung. Strukturbrüche durch

nicht mehr finanzierbare Energiepreise und mangeln-

de regionale Versorgungssicherheit nach dem Kohle-

ausstieg sind abzuwenden. Wer einen klimaneutralen

Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen 2045 errei-

chen möchte, muss die wirtschaftlichen Strukturen im

Heute stabilisieren und für die Zukunft sichern, bevor

Investitionen in die Transformation überhaupt getätigt

werden können.

Dafür braucht es auf Bundesebene eine Transformati-

onsrichtlinie. Viele der bisher mit einem Förderbescheid

versehenen Projekte im Rheinischen Revier haben we-

nig mit einer gelingenden Transformation, dem Aufbau

vonneuennachhaltigenWertschöpfungskettenundder

Schaffung von neuen tariflich abgesicherten Industrie-

arbeitsplätzen zu tun. Die Projekte sind weit überwie-

gend wissenschaftslastig, selbst dann wird nur eine

sehr geringe Zahl an neuen Arbeitsplätzen geschaffen.

Das Rheinische Revier braucht Brain, aber daneben ei-

ne Vielzahl gewerblicher und industrieller Arbeitsplät-

ze, um Innovation in praktische Anwendung und Wert-

schöpfungsketten umzuwandeln und den Strukturwan-

del auch für die Menschen in der Region erlebbar zum

Gelingen zu bringen.

Es ist ein grundsätzliches Problem, dass die bestehen-

den Förderrichtliniennicht zurUnterstützung vonTrans-

formationsprozessen geeignet sind. Mit der STARK-

Richtlinie ist zwar ein neues Instrument des Bundes zur

Förderung konsumtiver Aufwendungen im Rheinischen

Revier geschaffen worden. Es fehlt aber das 2. Stand-

bein einer investiven Förderrichtlinie für den Struktur-

wandel. Die Förderinstrumente müssen deshalb drin-

gend weiterentwickelt und eine eigenständige investi-

ve Förderrichtlinie des Bundes (Transformationsrichtli-

nie) zur Unternehmensförderung erlassen werden, da-

mit die von der Kommission “Wachstum, Strukturwan-

del, Beschäftigung” formulierten Ziele für den Struktur-

wandel, nämlich der Aufbau neuer nachhaltiger Wert-

schöpfungsketten und die Schaffung neuer nachhalti-

ger, industrieller und tariflich abgesicherter Arbeitsplät-

ze, zielgenau erreicht werden können. Eine solche inves-

tive Transformationsrichtlinie für die Kohlereviere kann

als Blaupause für die Transformation anderer Industrie-

branchen wie der Automobilindustrie, der chemischen

Industrie oder der Stahl- und Aluminiumindustrie die-

nen.

 

Damit wir aus der Jahrhundertaufgabe, den Wandel in

Arbeit und Wirtschaft zu gestalten, endlich eine Jahr-

hundertchance für das Rheinische Reviermachen, benö-

tigenwir eine innovative Ansiedlungspolitik. Daher sind

wir auch in der Verantwortung, Anreize für große Inves-

titionen von Zukunftstechnologien in die Region zu eb-
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nen. Dazu ist eine kluge Ansiedlungsstrategie von Land

und Bund erforderlich. Auch ist eine Planungsbeschleu-

nigung imRheinischenRevier fürwichtige Infrastruktur-

maßnahmen bisher nicht zu erkennen. Dies gilt sowohl

für die Schienenvorhaben nach InvKG als auch für die

Ausweisung neuer Flächen für Gewerbe- und Industrie-

gebiete mit nachhaltigen Wertschöpfungsketten und

Arbeitsplätzen. Laut Auskunft des BMDV wird das frü-

heste Schienenprojekt nach InvKG im Rheinischen Re-

vier (S11-Ergänzungspaket) nach derzeitiger Einschät-

zung erst 2035 in Betrieb gehen, die anderen Schie-

nenprojekte im Rheinischen Revier noch deutlich spä-

ter nach dem Kohleausstieg. Für die Menschen im Rhei-

nischen Revier ist das ein unhaltbarer Zustand. Es darf

keine Diskrepanz zwischen Ausstieg und Aufbau geben.

Beides muss Hand in Hand gehen und gilt nicht anders

auch für die Ausweisung von Flächen für Gewerbe- und

Industriegebiete. Mit dem bisherigen Tempo dauert die

Entwicklung eines Gewerbegebietes von der ersten Pla-

nung bis zur Ansiedlung bis zu zehn Jahre. Für die Schaf-

fung neuer Arbeitsplätze durch die Ansiedlung neuer In-

dustrieunternehmen und klimaneutraler Energieerzeu-

gung kommt eine Flächenbereitstellungmit dieser zeit-

lichen Perspektive viel zu spät. Die Etablierung von Son-

derplanungszonen und Sonderflächen zur Prozessbe-

schleunigung ist deshalb kurzfristig dringend geboten.

 

Auch braucht es neben demmaßgeblich zu beschleuni-

genden Ausbau der Erneuerbaren Energien auch deut-

lich größere staatliche Anstrengungen für den Hochlauf

der Wasserstoffwirtschaft. Bislang bestehen rechtlich

wie wirtschaftlich unzureichende Rahmenbedingun-

gen, um denWasserstoffhochlauf zu befördern. Innova-

tionsaufrufe und kleinteilige Projektförderung werden

der Größe der Transformationsaufgabe nicht gerecht.

 

Die Folgen der Tagebaue im Rheinischen Revier durch

jahrzehntelanges Befüllen mit Wasser zur Bildung ei-

ner Seenlandschaft, die Anforderungen an das weite-

re Wassermanagement, an die Trinkwasserversorgung,

an die ökologischen Belange sowie die Rekultivierung

der Tagebauflächen oder die Regulierung von Bergschä-

den werden den Förderzeitraum bis 2038 als Ewigkeits-

lasten überdauern. Hierzu fordern die Anrainerkommu-

nen seit langem gesetzliche Regelungen ein. Zusätzlich

ist eine „Ewigkeitsverpflichtung“ des Bundes und des

Landes anzustreben, die die zuvor ausgeführten mittel-

und langfristigen Nachlaufeffekte des Strukturwandels

finanziell verbindlich absichern. Zusätzlichmüssen auch

die bergbautreibenden Unternehmen in die Verantwor-

tung genommen werden und eine entscheidende Rolle

bei der Bewältigung vonEwigkeitslasten sowie der lang-

fristigen Gestaltung der Flächen spielen.
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Eine herausgehobene Rolle für die zukünftige Entwick-

lung des Reviers spielt hierbei das Wasser im Rheini-

schen Revier. Durch die jahrzehntelange Übernutzung

des Grundwasserhaushalts hat sich die Wasserland-

schaft, sowohl bezogen auf das Grundwasser, als auch

in Bezug auf die Oberflächengewässer, radikal verän-

dert. Dies wird sich mit dem Ende des Braunkohleab-

baus nochdeutlich verschärfen. Viele Flüsse undGewäs-

ser werden deutlich geringere Mengen an Wasser oder

gar keinWasser mehr führen. Das schafft einen erhebli-

chen Verlust für die Natur, der verhindert werden muss.

Ein zukünftiges Revier-Wassersystemmuss übermehre-

re Jahrzehnte erst wieder neu hergestellt werden. Dies

bedeutet auch, dass die Wasserversorgung im Rheini-

schen Revier langfristig sichergestellt werdenmuss und

die Folgen von Eingriffen in denWasserhaushalt auf be-

nachbarte Regionen abzuschätzen und auszugleichen

sind.

 

Die Etablierung einer Sonderplanungszone ist für die

Anrainerkommunen essenziell. Die Planungszeiträume

zur Entwicklung von Gewerbe- und Industriegebieten

müssen deutlich verkürzt, der Zusatzbedarf an Flä-

chen in den Anrainerkommunen anerkannt, Flächen-

poollösungen ermöglicht und angebotsorientierte Flä-

chenentwicklungen machbar werden. Eine Sonderwirt-

schaftszone wird es ermöglichen, speziell auf das Trans-

formationsgebiet zugeschnittene Lösungsansätze und

konkrete Maßnahmenpakete so schnell umzusetzen,

dass die Transformationsgeschwindigkeit mit der Hal-

bierung des Zeitraums bis zum Ende der Braunkohlever-

stromung Schritt halten kann.

Dabei wie auch bei der direkten Förderung von ansied-

lungswilligen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern ist

die gebetsmühlenartige Ablehnung solcher Forderun-

gen durch die Landesregierung unter Hinweis auf die

Nichtzulässigkeit im Rahmen des EU-Rechts nicht hilf-

reich. Auch hier kann das Rheinische Revier Modellcha-

rakter für andere Transformationsgebiete haben.

So hat die Europäische Kommission erst im Februar 2023

bei der Vorstellung ihres Industrieplans zumGreen Deal

eine vorübergehende Ermöglichung zur direkten Beihil-

fengewährung der Mitgliedstaaten zur Förderung sau-

berer „grüner“ Investitionen in einer Reihe von Techno-

logiebereichen in Aussicht gestellt.

 

Die Zukunft des Rheinischen Reviers und der hier leben-

den Menschen ist zu wichtig, als dass die Chancen wei-

ter verschlafen werden dürfen. Die Zeit ist reif, auf al-

len Ebenen schneller zu werden, den Turbo zu zünden

und Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass wir

auch nach 2030 weiterhin ein Revier vorfinden, in dem
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die Menschen gut und gern leben, in dem nachhalti-

ge Wertschöpfung mit gut bezahlter und tariflich mit-

bestimmter Arbeit stattfindet und von dem Strahlkraft

auch in andere Bereiche bevorstehenderTransformation

ausgeht.
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